
Zudem hat die Kommission kürzlich eine Umfrage durchgeführt, um u.a. die Entsorgung von
verarbeitetem tierischen Protein und zu kontrollieren. Die Umfrage hat ergeben, dass einige Mitgliedstaaten
verarbeitetes tierisches Protein zur Verbrennung oder zur Verwendung in Heimtierfutter in Drittländer
ausführen. Diese Ausfuhren erfolgten alle in Übereinstimmung mit Artikel 3 Absatz 2 der Entscheidung
2001/9/EG. Keiner der Mitgliedstaaten informierte die Kommission über die Ausfuhr von verarbeiteten
tierischen Proteinen nach Brasilien. Sollte die verehrte Frau Abgeordnete von solchen Ausfuhren nach
Brasilien Kenntnis haben, so bitten wir sie, diese Informationen an die Kommission weiter zu leiten.

(1) ABl. L 306 vom 7.12.2000.

(2002/C 205 E/254) SCHRIFTLICHE ANFRAGE E-0883/02

von Elizabeth Lynne (ELDR) an die Kommission

(3. April 2002)

Betrifft: Maßnahmen der Kommission im Anschluss an das Urteil des EuGH vom 13.12.2001 in der
Rechtssache C-1/00

Beabsichtigt die Kommission, im Anschluss an das Urteil des Europäischen Gerichtshofes vom 13. Dezem-
ber 2001 in der Rechtssache C-1/00, Kommission gegen Frankreich (Vertragsverletzung < Weigerung, das
Embargo über britisches Rindfleisch zu beenden), Maßnahmen zu ergreifen, und wenn ja, welche?

Hat die Kommission angesichts des andauernden, illegalen Embargos Frankreichs auf britisches Rindfleisch
das Verfahren gemäß Artikel 228 EG-Vertrag eingeleitet, das es ihr ermöglicht, die Höhe des Zwangsgelds,
das Frankreich zahlen müsste, festzulegen?

Antwort von Herrn Byrne im Namen der Kommission

(7. Mai 2002)

Nachdem die Kommission keine zufriedenstellenden Zusicherungen seitens der französischen Regierung
zur Einhaltung des Gerichtshofurteils erhalten hat, hat sie das Verfahren nach Artikel 228 EG-Vertrag
eingeleitet. Ein entsprechendes Aufforderungsschreiben, wonach Frankreich innerhalb von 30 Tagen seine
Stellungnahme vorzulegen hatte, wurde am 21. März 2002 an diesen Mitgliedstaat gesandt. Eine Antwort
der französischen Behörden wurde am 19. April übermittelt und wird zur Zeit geprüft.

Die Frage einer Pauschalzahlung oder eines Zwangsgelds gemäß Artikel 228 Absatz 2 ist erst in einem
späteren Stadium des Verfahrens relevant, nämlich erst dann, wenn der betreffende Mitgliedstaat der mit
Gründen versehenen Stellungnahme der Kommission nicht nachkommt und die Kommission zu dem Fall
den Gerichtshof anruft.

In einem solchen Fall muss die Kommission dann die ihrer Ansicht nach angemessene Höhe des
Pauschalbetrags bzw. des Zwangsgelds angeben. Die endgültige Entscheidung, ob der Pauschalbetrag oder
das Zwangsgeld zu verhängen sind oder nicht und in welcher Höhe, obliegt dem Gerichtshof.

(2002/C 205 E/255) SCHRIFTLICHE ANFRAGE E-0887/02

von Miquel Mayol i Raynal (Verts/ALE) an die Kommission

(3. April 2002)

Betrifft: Amtssprache in Italien

Das italienische Parlament prüft gegenwärtig einen Vorschlag für eine Verfassungsänderung, die darauf
abzielt, Italienisch zur Amtssprache der Republik zu erklären. Dieser Vorschlag bricht mit der Tradition,
andere Amtssprachen in einem Teil des Gebiets der italienischen Republik zu schützen, und wirkt sich
negativ auf den sprachlichen Reichtum des Landes aus.
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